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1.  RECHTSGRUNDLAGEN 
  

1.1 Baugesetzbuch in der Form der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. 
I. S. 3634), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 
2023 I  Nr. 394) 

  

1.2  Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsver-
ordnung) vom 21.11.2017 (BGBI. I. S. 3786), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

  

1.3 Gesetz zum Schutz des Bodens (Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 
17.03.1998 (BGBI. I. S. 502), geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 
25.02.2021 (BGBI. I. S. 306) 

       

1.4 Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (AVV über genehmigungs-
bedürftigen Anlagen nach § 16 Gewerbeordnung) vom 26.08.1998 (GMBI. 
Nr. 26/1998, S. 503) 

 

1.5 DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflä-
chen bei Baumaßnahmen)  

 

1.6 Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz) in der Fas-
sung vom 06.12.1983 (GBI. S.797), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 06.02.2023 (GBI. I. S. 26, 42) 

  

1.7 Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über die dezentrale 
Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999 (GBI. S. 157), zu-
letzt geändert durch Art.11 des Gesetzes vom 03.12.2013 (GBI. S. 389, 
441) 

 

1.8 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI. I. S. 94), geändert durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) 

 

1.9  Bundes- Naturschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29.07.2009 (BGBI. I. S. 2542) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 08.12.2022 (BGBI. I. S. 2240) 

 

1.10 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverun-
reinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bun-
des- Immissionsschutzgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17.05.2013 (BGBI. I. S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 11 Absatz 3 
des Gesetzes vom 26.07.2023 (BGBI. I. S. 202) 
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1.11 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI.  S. 581 ber. S. 698), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 27.06.2023 (GBl. S. 229) 

 

1.12 Landesbauordnung für Baden-Württemberg vom 05.03.2010 
 (GBI. S. 358), zuletzt geändert durch die §§ 3, 5, 29, 51 und 74 sowie An-

hang geändert durch das Gesetz vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) 
 

1.13 Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBI. I. S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I. S. 1802 
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2. PLANUNGSRECHTLICHE  FESTSETZUNGEN 
 

2.1   Art der baulichen Nutzung 
 (§§ 1-15 BauNVO + § 9 BauGB) 

 

2.1.1 Allgemeines Wohngebiet 
 (WA) - § 4 BauNVO 

 

Zulässig sind: 
 

 Wohngebäude 

 nicht störende Handwerksbetriebe 

 Anlagen für soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
 

Nicht zulässig sind: 

gemäß § 1 (6) Nr.1 BauNVO 

 

 Anlagen für Verwaltungen 

 Gartenbaubetriebe 

 Tankstellen 

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
 

 

Nicht zulässig sind: 

gemäß § 1 (5) BauNVO 

 

 Anlagen für kirchliche und kulturelle Zwecke 
 

 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Spei-
sewirtschaften  
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2.2    Nebenanlagen 
(§ 14 BauNVO und § 23 (5) BauNVO) 
 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) und (2) BauNVO sind auch außerhalb 
der ausgewiesenen Baufenster zulässig, sofern sie nicht andere Festset-
zungen des Bebauungsplans sowie den örtlichen Bauvorschriften sowie 
bundes- oder landesrechtlichen Bestimmungen entgegenstehen. 

 

Nicht zulässig sind: 

 

 Hundezwinger 

 oberirdische Gastankbehälter  

 Antennen für Rundfunkamateure und kommerzielle Betreiber 

 Gewächs-, Holzlager und/oder Gerätehäuser über 40 m3 umbautem 
Raum und /oder mehr als 2 Stück 
 
 

2.3 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 

 

Siehe Planeinschrieb im Bebauungsplan (zeichnerischer Teil) 

 

 Grundflächenzahl (GRZ) 
 

 Geschossflächenzahl (GFZ) 
 

 
2.4 Bauweise 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB + § 22 BauNVO) 
 

Festgesetzt ist die >>offene Bauweise<< mit Einzel- und Doppelhäusern 
gemäß Eintragung im Bebauungsplan (zeichnerischer Teil) festgesetzt. 

 

2.5 Zahl der Vollgeschosse 
(§ 9 (1) Nr.1 BauGB und §16 (2) BauNVO) 

 

Die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse ist im Bebauungsplan  

(zeichnerischer Teil) festgesetzt. 
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2.6 Höhenbeschränkung für Hauptgebäude 
 

Die maximale Gebäudehöhe ist für jedes Grundstück in m über Normalnull 
(m ü. NN) im zeichnerischen Teil festgesetzt.  

Die Gebäudehöhe wird definiert als Firsthöhe, bzw. bei Dachformen ohne 
First, als höchster Gebäudepunkt. 

Diese im zeichnerischen Teil festgesetzten Größen dürfen nicht überschrit-
ten werden. 

 

2.7 Begrenzung der Anzahl von Wohneinheiten 
(§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 
 

Die Zahl der Wohneinheiten (WE) wird je Gebäude auf max. zwei festge-
setzt 

 

2.8 Herstellen der Verkehrsflächen 
(§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 

  
Notwendige Aufschüttungen und Abgrabungen, soweit sie zur Herstellung 
der Straßenkörper erforderlich sind, sind von den angrenzenden Grund-
stückseigentümern zu dulden. Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in 
den an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken unterirdi-
sche Stützbauwerke, (Hinterbeton von Rand- und/oder Rabattensteinen) 
entlang den Grundstücken mit einer Breite von ca. 0,2 m und einer Tiefe 
von ca. 0,8 m zu dulden. 

 

2.9 Kabelkästen 
(§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 
 
Im gesamten Plangebiet ist die Erstellung von Strom- und Fernmeldevertei-
lerkästen auf Anliegergrundstücken, angrenzend an öffentliche Verkehrs-
flächen, zu dulden. 
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2.10 Besondere Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

 

2.10.1       Beleuchtung  

Die öffentlichen Straßenbeleuchtungsanlagen sind mit insektenverträgli-
chen Beleuchtungsmittel (z.B. LED oder Natriumdampf-Niederdrucklam-
pen) auszustatten. 

 

2.10.2  Schonender Umgang mit Grund und Boden 

Der Oberboden und der kulturfähige Unterboden sind bei Erdarbeiten ge-
trennt auszubauen, zu sichern und, soweit für die gärtnerische Gestaltung 
der Grundstücke notwendig, sachgerecht zu lagern, Nach Abschluss der 
Bauarbeiten sind Unter- und Oberboden wieder lagenweise auf den Bau-
grundstücken  

Im Bereich der Auftragsstellen ist der Oberboden vorher abzuschieben und 
nach Auftrag des kulturfähigen Unterbodens wieder sachgerecht aufzutra-
gen. 

Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Oberboden ab-
getragen wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig 
ist.  
 

1. Ein erforderlicher Bodenabtrag bzw. -aushub ist schonend und unter 
sorgsamer Trennung von Oberboden und Unterboden durchzuführen. 
Abgetragenes bzw. ausgehobenes Bodenmaterial ist in Bodenmieten zu 
lagern. Es sind gesonderte Mieten für Ober- und Unterboden anzulegen. 
Die Mieten sind verdichtungsfrei und erosionsgeschützt mit einer maxi-
malen Höhe von 2 m für Oberboden und 4 m für Unterboden anzulegen.  

 

2. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Oberboden auf verbleibenden 
und angrenzen-den Freiflächen ist nicht zulässig.  

 

3. Bodenarbeiten sind grundsätzlich nur bei trockenem bis schwach feuch-
tem Boden und bei entsprechender Witterung durchzuführen.   

 

4. Ein Überschuss an Ober- bzw. Unterboden ist an anderer Stelle im Sinne 
einer Verbesserung natürlicher Bodenfunktionen oder Bewirtschaftungs-
erleichterung wiederzuverwenden. (Grünanlagen, Rekultivierung etc.). 
Geplante Bodenauftragungen sind mit der unteren Natur- und Boden-
schutzbehörde abzustimmen.  
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2.10.3    Überdachung für Flächen mit möglichen Gefährdungspotenti-
alen  

 
Bereiche auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, 
sind zu überdachen. Das Regenwasser aus diesen Dachflächen muss se-
parat zum Regenwasserkanal abgeleitet werden. 

Ableitungen aus Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen um-
gegangen wird, sind an den Schmutzwasserkanal anzuschließen 

 

2.11 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Grünflächen 
  (§ 9 (1) Nr. 14, 20 und 25a BauGB) 

 

2.11.1 Pflanzfestsetzung PFF 1 - >>privat<< 
Vorgartenflächen 

 

Die im zeichnerischen Teil mit PFF 1 bezeichneten Grundstücksflächen 
sind als begrünte Vorgartenflächen anzulegen und zu pflegen. 

Die im Plan dargestellten Baumstandorte sind mit heimischen, standortge-
rechten Laubbäumen zu bepflanzen. Der jeweilige Standort kann den örtli-
chen Gegebenheiten angepasst werden. 

Stellplätze sind im Bereich der Vorgartenflächen zulässig. 

 

 

2.11.2 Pflanzbindung PFB  - >>privat<< 
 Baumpflanzungen 

 

Je 300 m² Grundstücksfläche ist ein heimischer, standortgerechter Laub-
baum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der jeweilige Standort kann 
frei gewählt werden. 

 

 

3.        NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME,  

DENKMALSCHUTZ 

(§ 9 (6) BauGB i.V. mit DSchG) 

3.1 Archäologische Denkmalpflege 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische 
Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umge-
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hend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archä-
ologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, 
etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdver-
färbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der An-
zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmal-
schutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwider-
handlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. 
Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumin-
dest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende 
Baufirmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 
 
 
 

4.        HINWEISE 

 

4.1 Wärmepumpen 

Bei der Planung, beim Einbau und Betrieb von Wärmepumpen, Mini-Block-
kraftwerken und Klimaanlagen ist der "Leitfaden für die Verbesserung des 
Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klimageräte, Kühlgeräte, 
Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke)" der 
Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) zu beach-
ten. Der Leitfaden ist unter folgendem Link abrufbar: https://www.lai-immis-
sionsschutz.de/Aktuelles.html?newsID=93  
In Allgemeinen Wohngebieten (WA) gelten nach TA Lärm die Immissions-
richtwerte von 55 dB(A) tags (06:00 bis 22:00 Uhr) und 40 dB(A) nachts 
(22:00 bis 06:00 Uhr).  

 

Aufgestellt: 
                 Dietingen,  den  11.12.2024 

 ............................................ 

 Felix Hezel 
 Bürgermeister 

Ausgefertigt: 
Dietingen, den   ............................................ 

 Felix Hezel 
 Bürgermeister 


